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Notiz des stv. Direktors der Politischen Direktion, A. Hegner, an die Direktion 
für internationale Organisationen des Politischen Departements10

Jugoslawische Verhandlungsvorschläge11 betreffend die Schulung von 
Gastarbeiterkindern, die wissenschaftliche Zusammenarbeit und den 

akademischen Austausch

		  Bern, 31. August 1976

Zu Ihrer Notiz vom 16. August 197612 in der randvermerkten Angelegen-
heit nehmen wir wie folgt Stellung:

Wir teilen Ihre Auffassung, wonach die jugoslawischen Vorschläge im 
Hinblick auf mögliche Verhandlungen des Amtes für Wissenschaft und 
Forschung mit den zuständigen Belgrader Behörden eher restriktiv auszu‑ 
legen sind.

Unsere Beziehungen mit Jugoslawien haben sich zwar in den letzten Jah-
ren auf verschiedenen Teilgebieten in erfreulichem Masse entwickelt13, kön-
nen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass zwischen den beiden Ländern 
erhebliche ideologische und sozialpolitische Differenzen bestehen. Das wirkt 
sich gerade beim Problem der Schulung von ausländischen Gastarbeiter-
kindern in der Schweiz aus. Das Schulungsanliegen an sich ist zweifellos be-
rechtigt. Andererseits sind aber Klagen14 über Praktiken der jugoslawischen 
Konsulate in der Schweiz laut geworden, welche darauf ausgerichtet sind, 
ihre Landsleute politisch unter Kontrolle zu halten. Das zeigt sich etwa in 
der Versuchen, sich in die Tätigkeit, namentlich das Unterrichtswesen, der 
jugoslawischen religiösen Missionen in der Schweiz einzuschalten und Zu-
satzkurse in der Heimatsprache und -kultur im Sinne des sozialistischen Pat-
riotismus zu vermitteln. Wenn auch die erhaltenen Informationen nicht über 
alle Zweifel erhaben sein dürften, so hat dieses Vorgehen dennoch zur Folge, 
dass in gewissen religiösen jugoslawischen Kreisen sowie in einem Teil der 
Gastarbeiterschaft aus diesem Lande Misstrauen und Furcht gesät werden. 
Die Ansicht der Eidgenössischen Konsultativkommission für das Ausländer-
problem – die bis zu einem gewissen Grad von der Bundesanwaltschaft und 
der Fremdenpolizei geteilt wird – wonach die Machenschaften der jugosla-

10.  Notiz: CH-BAR#E2003A#1990/3#890* (o.301.A-V). Verfasst von K.  O. Wyss. Visiert von 
G. Ruf und P. Stauffer.
11.  Vorschläge des Bundesamts für internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wissen-
schaft, Bildung, Kultur und Technik der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien vom 
Juli 1976, dodis.ch/48954.
12.  Notiz von F. Pometta an die Politische Direktion des Politischen Departements vom 16. August 
1976, dodis.ch/48953.
13.  Vgl. dazu DDS, Bd.  25, Dok.  122, dodis.ch/35169; Dok.  143, dodis.ch/35158 und Dok.  157, 
dodis.ch/34496 sowie DDS, Bd. 26, Dok. 75, dodis.ch/38383 und Dok. 118, dodis.ch/38379.
14.  Vgl. dazu die Notiz von C. Caratsch vom 3. Mai 1976, dodis.ch/48974.
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wischen Konsularbeamten einen unstatthaften Eingriff in unsere politische 
Ordnung darstellen, ist vor diesem Hintergrund verständlich.

Bei der Behandlung der Schulung von Kindern jugoslawischer Gastarbei-
ter in der Schweiz gilt es diesem Sachverhalt Rechnung zu tragen. Mit Ihnen 
sind wir der Ansicht, dass diese Angelegenheit schon rein materiell gesehen 
und angesichts der offensichtlichen Bedeutung, welche ihr die jugoslawische 
Seite beimisst, von den Vorschlägen betreffend wissenschaftliche Zusammen-
arbeit und den akademischen Austausch gesondert betrachtet werden soll.

Zu den Abschnitten [wissenschaftliche Zusammenarbeit] und [akademi-
scher Austausch] haben wir uns nicht zu äussern. Hingegen befürworten wir 
im Sinne Ihrer Ausführungen, dass der schweizerischen Delegation im Hin-
blick auf Verhandlungen auf jeden Fall ein Vertreter unseres Departements 
zur klaren Absteckung der vertraglichen Möglichkeiten beigegeben wird15.

15.  Zum weiteren Verlauf dieser Angelegenheit vgl. DDS, Bd. 27, Dok. 117, dodis.ch/48925, Punkt 4 
und 5.
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Der Abteilungschef in der Handelsabteilung des 
Volkswirtschaftsdepartements, L. Roches, an den schweizerischen Botschafter 

in Bukarest, P.-H. Aubaret1

Allgemeines Präferenzensystem – Einschluss Rumäniens unter die 
begünstigten Länder

		  Bern, 7. September 1976

Wir beehren uns, den Empfang Ihres Telex vom 30. August 19762 anzuzei-
gen, womit Sie uns über Ihre Unterredung mit Vize-Aussenminister Gliga ori-
entierten. Gegenstand Ihres Gesprächs war die rumänischerseits in Aussicht 
genommene Demarche bei Herrn Bundesrat Brugger betreffend Einschluss 
Rumäniens in das allgemeine Präferenzensystem der Schweiz3. 

In diesem Zusammenhang können wir Ihnen nunmehr bestätigen, dass 
der hiesige rumänische Botschafter Enachescu Herrn Bundesrat Brugger 
am 27. August 1976 das von Vize-Premierminister Ion Patan unterzeichnete 

1.  Schreiben (Kopie): CH-BAR#E2001E-01#1988/16#1112* (C.41.117.0.(1)). Kopie an A. Dun-
kel, C. Sommaruga, I. Pawloff, R. Kummer, A. Clerc, L. Roches und die schweizerische Botschaft in 
Sofia. Diese Kopie ging an die Politische Abteilung I des Politischen Departements.
2.  Telegramm Nr. 64 von P.-H. Aubaret an die Handelsabteilung des Volkswirtschaftsdepartements 
vom 30. August 1976, Doss. wie Anm. 1.
3.  Vgl. dazu DDS, Bd. 25, Dok. 42, dodis.ch/35252, bes. Anm. 6 sowie den Bundesbeschluss über 
die Gewährung von Zollpräferenzen im Rahmen des allgemeinen Präferenzensystems zuguns-
ten der Entwicklungsländer (Zollpräferenzenbeschluss) vom 23. September 1971, dodis.ch/34424.
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